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Die Chronik der „Médiateure“

Kann die Médiateure ein Urteil in Frage stellen?
VON LYD IE ERR*

Die „Médiateure“ nimmt Be-
schwerden entgegen, die sich auf
die Handlung der Staats- und Ge-
meindeverwaltungen sowie der
öffentlichen Einrichtungen (die
dem Staat oder einer Gemeinde
zugehörig sind) beziehen. Es wen-
den sich aber auch regelmäßig
Bürger an das Sekretariat der „Mé-
diateure“, weil sie nicht mit einem
Gerichtsurteil einverstanden sind,
das ihnen ungerecht erscheint.

Der Anwalt eines Paares mit
zwei Kindern hat dem vorigen
„Médiateur“ geschrieben. Das
erstgeborene Kind dieses Paares
wurde fünf Jahre zuvor durch An-
ordnung des Jugendgerichts Lu-
xemburg zuerst in ein Heim plat-
ziert und später in einer Pflegefa-
milie untergebracht. Diese ge-
richtliche Maßnahme wird übli-
cherweise in die Wege geleitet,
wenn ein Minderjähriger sich in
einer Notlage befindet.

Ihr zweites Kind war vier Jahre
alt, als ihr Anwalt dem „Média-

teur“ schrieb. Das Jugendgericht
Diekirch hat entschieden, dass ihr
zweitgeborenes Kind bei ihnen
bleiben darf, unter der Bedingung,
dass sie sich der „assistance édu-
cative“ (erzieherischen Betreu-
ung) unterziehen.

Die Eltern kämpften bereits seit
fünf Jahren darum, dass ihr erst-
geborenes Kind zurück nach Hau-
se kommen darf. Sie konnten nicht
verstehen, dass zwei luxemburgi-
sche Jugendgerichte ihre erziehe-
rischen Fähigkeiten unterschied-
lich einschätzen konnten. Für sie
war es unlogisch, dass ein Jugend-
gericht ihr Erstgeborenes vomRest
der Familie entfernte, während ein
anderes Jugendgericht ihnen dem
Anschein nach genug Vertrauen
entgegenbrachte, um ihr zweites
Kind bei ihnen zu lassen, wenn sie
sich an die Regeln der erzieheri-
schen Betreuung halten.

Obwohl es nachvollziehbar ist,
dass die Betroffenen sich unge-
recht behandelt fühlten, konnte der
„Médiateur“ nicht eingreifen, weil
das Gesetz ihm verbietet, einen

Gerichtsbeschluss in Frage zu
stellen. Er hat aber die Möglich-
keit, im Falle einer Beschwerde
gegen eine Verwaltungsentschei-
dung, sich an die zuständige Ver-
waltung zu wenden, um eine ein-
vernehmliche Lösung zu finden
und das sogar im Laufe eines ge-
richtlichen Verfahrens, allerdings
nur bis zu den Plädoyers. Der „Mé-
diateur“ darf aber keineswegs in
das Gerichtsverfahren selbst ein-
greifen.

Sobald ein Urteil gefällt wurde,
kann der „Médiateur“ nicht mehr
einschreiten, es sei denn, dass im
Rahmen eines Rechtsstreits zwi-
schen einer Privatpartei und einer
öffentlich-rechtlichen Partei Letz-
tere verurteilt wurde, das Urteil
aber nicht umsetzt. In diesem Fall,
kann der „Médiateur“ ausschließ-
lich zugunsten der Umsetzung des
Urteils eingreifen, ohne jedoch das
Urteil selbst in Frage stellen zu
dürfen.

Lydie Err ist seit dem 1. Februar 2013 Bürgerbe-
auftragte.

Öffentliche Anhörung in der Chamber zum Transatlantischen Freihandelsabkommen (TTIP)

Mehr Fragen als Antworten
Vertreter der Zivilgesellschaft diskutieren mit Abgeordneten über Gefahren und Chancen des geplanten Handelspakts

VON P IERRE LEYERS

Das geplante Transatlantische Frei-
handelsabkommen (TTIP) erhitzt die
Gemüter. Auch in Luxemburg wer-
den die Verhandlungen über die
Schaffung der weltgrößten Freihan-
delszone von zunehmender Kritik
begleitet. Bei einer öffentlichen An-
hörung in der Chamber konnten am
Freitag Vertreter der Zivilgesell-
schaft ihre Bedenken äußern.

Mit dem Handelspakt TTIP pla-
nen Brüssel und Washington den
großen Wurf. Er soll den Abbau
der Zölle und anderer Handels-
hemmnisse, eine Vereinheitli-
chung von Industrie- und Prüf-
normen, die Liberalisierung der
öffentlichen Beschaffungsmärkte
und ein Investitionsschutzabkom-
men mit der Einrichtung privater
Schiedsgerichte bringen. Doch
noch bevor die Verhandlungen ins
Detail gehen, wachsen die Be-
fürchtungen. Die zentrale Sorge
lautet: Lässt sich das europäische,
bzw. das luxemburgische Niveau
im Umwelt-, Arbeits- und Ver-
braucherschutz halten?

An Stelle von EU-Handelskom-
missar Karl de Gucht musste sein
Kabinettchef Marc Vanheukelen
bei dem von der Kommission für
auswärtige Angelegenheiten orga-
nisierten ganztägigen Hearing zum
umstrittenen transatlantischen
Handelsabkommen die undankba-
re Rolle des Pflichtverteidigers
übernehmen. „Anklage“ wurde vor
allem von Vertretern von Ver-
braucherschutz- und Umweltor-
ganisationen erhoben. Die ent-
scheidende Frage, ob der Han-
delspakt bei Abschluss auch den
nationalen Parlamenten zur Rati-
fizierung vorgelegt werde, stellte
Kammerpräsident Mars Di Barto-
lomeo. Der Repräsentant der EU-
Kommission musste darauf eine

klare Antwort schuldig bleiben. Es
sei noch zu früh, die Frage end-
gültig zu bewerten, höchstwahr-
scheinlich aber werde TTIP ein
gemischtes Abkommen werden,
das dann auch von allen Parla-
menten der EU-Mitgliedstaaten –
also auch von der Chamber – ra-
tifiziert werden müsse.

Ein Ziel: die Wirtschaft ankurbeln

Für Kabinettchef Vanheukelen hat
TTIP vor allem ein Ziel: den trans-
atlantischen Handel und damit die
Wirtschaftsleistung auf beiden
Seiten des Atlantiks ankurbeln.
Durch das Abkommen könne ein
zusätzliches Wachstum im Volu-
men von 150 Milliarden Euro ent-
stehen, was etwa einem Prozent

der gesamten Wertschöpfung in
der EU entspricht. Das „Startfens-
ter“ für das Freihandelsabkom-
men sei jetzt, betonte der hohe
Beamte. Noch können die EU und
die USA internationale Standards
setzen und die Spielregeln in der
Weltwirtschaft mitgestalten. In ein
paar Jahren werde dies schwieri-
ger, da sich die wirtschaftlichen
Schwerpunkte unweigerlich nach
Asien verlagern.

Von mangelnder Transparenz
bei den Verhandlungen könne kei-
ne Rede sein, konterte Vanheu-
kelen einen der häufigsten Vor-
würfe. Einige große Mitgliedstaa-
ten würden der Kommission un-
tersagen, den Wortlaut ihres Ver-
handlungsmandats öffentlich zu

machen. Auch die amerikanische
Seite würde prinzipiell keine De-
tails zu ihren Zielen bekannt ge-
ben. Das sei aber keine Geheim-
niskrämerei, sondern gängige dip-
lomatische Praxis – schließlich be-
fänden sich die Verhandlungen
erst in der Anfangsphase, da sei es
normal, wenn keine der beiden
Seiten all ihre Karten offen auf den
Tisch lege.

Eine Lanze für TTIP brach da-
raufhin Paul Schonenberg, Präsi-
dent der amerikanischen Handels-
kammer in Luxemburg. Er unter-
strich vor allem das Potenzial, das
sich für Luxemburg als mögliche
Plattform für neue US-Investitio-
nen in Europa auftue. Der CSV-
Abgeordnete Laurent Mosar woll-

te wissen, in welcher Beziehung
das transatlantische Freihandels-
abkommen zu einem weiteren in-
ternationalen Vertragswerk stehe,
dem Dienstleistungsabkommen
TiSA (Trade in Services Agree-
ment), das derzeit zwischen EU,
USA und weiteren 20 WTO-Staa-
ten ebenfalls hinter verschlosse-
nen Türen ausgehandelt werde.

TTIP greife „fundamental in
zentrale Bereiche unseres Lebens
ein“, warnte Blanche Weber. Die
Chefin des Mouvement écologi-
que hält das geheime Verhand-
lungsmandat der EU-Kommission
für „eine Frechheit gegenüber den
Parlamenten“.

Wie es um die Finanzdienst-
leistungen stehe, und ob die Libe-
ralisierung der Finanzmärkte
durch die TTIP nicht weiter vo-
ranzuschreiten drohe, wollte Bob
Schmitz von der Verbraucher-
schutzorganisation ULC wissen.

Claude Grégoire von der Ver-
einigung „Stop TAFTA Luxem-
bourg“ sah in dem Projekt den
Versuch, „den Ultraliberalismus
als Naturgesetz zu etablieren“.
Nutznießer des Abkommens sei-
nen am Ende multinationale Kon-
zerne wie Monsanto und Co.

Vertreter von Verbraucher- und Umweltorganisationen, Gewerkschafter, EU-Abgeordnete und die Mitglieder der
Kommission für auswärtige Angelegenheiten beim öffentlichen Hearing zur TTIP. (FOTO: ANOUK ANTONY)

TTIP – TAFTA
Seit der Jahresmitte 2013 laufen
die Verhandlungen für ein
Transatlantisches Freihandels-
abkommen zwischen der Eu-
ropäischen Union und den
Vereinigten Staaten von Ame-
rika. In der englischen Be-
zeichnung spricht man von
Transatlantic Trade and In-
vestment Partnership (TTIP)
oder Trans-Atlantic Free Trade
Agreement (TAFTA). Am 14.
Juli 2014 beginnt in Brüssel die
bereits sechste Verhandlungs-
runde über das Abkommen.
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